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Lokale Unterstützung für Menschen in 
aufenthaltsrechtlicher Prekarität – Einführung in das 
Forschungsprojekt LoReMi 

Ilker Ataç, Simon Güntner, Adrienne Homberger, Maren Kirchhoff, 
Zach Bastick, Marie Mallet-Garcia und Sarah Spencer 

1. Einleitung

Insbesondere seit den Migrationsbewegungen im Jahr 2015 haben zahlreiche 
europäische Städte begonnen, Strategien und Praktiken zur sozialen und ge-
sundheitlichen Versorgung und Integration zu entwickeln, die auch Men-
schen adressieren, die (noch) über keinen Aufenthaltstitel verfügen (Ca-
ponio/Borkert 2010; Flamant 2020; Triandafyllidou/Spencer 2020). Ein Auf-
enthaltstitel ist für den Zugang zu wohlfahrtsstaatlich organisierten sozialen 
Rechten und Dienstleistungen unabdinglich, was Menschen ohne diesen 
Nachweis ausgrenzt und ihre ohnehin prekäre Lage noch verschärft. Kom-
munale und zivilgesellschaftlich getragene soziale Einrichtungen sind mit 
den Auswirkungen der Ausgrenzung dieser Personengruppen konfrontiert 
und auch die ersten, die mit prekarisierten Migrant:innen in Kontakt kom-
men, wenn diese Unterstützung suchen. Frühere Studien haben ergeben, dass 
der Ausschluss eines Teils der Bevölkerung von öffentlichen Leistungen für 
die Städte eine Herausforderung bei der Realisierung ihrer politischen Ziele 
darstellen kann, z.B. in Bezug auf Obdachlosigkeit, öffentliche Gesundheit, 
Kriminalitätsprävention, Bekämpfung von häuslicher Gewalt und Kinder-
schutz (Delvino/Spencer 2019; Campomori/Ambrosini 2020; Potochnick et 
al. 2017). Während einige Städte und Gemeinden einen restriktiven und aus-
grenzenden Umgang mit Migrant:innen mit prekärem Aufenthaltsstatus pfle-
gen, entwickeln andere Kommunen Strategien und Praktiken, um auf ihre 
Notlagen und Bedürfnisse einzugehen und dort Lösungen zu finden, wo die 
Auswirkungen von Ausschlüssen aus sozialen Dienstleistungen gravierende 
Folgen haben können. Ihr Vorgehen ist uneinheitlich: Einige versuchen, pre-
kären Migrant:innen den Zugang zu ihren regulären Diensten zu gewährleis-
ten; andere ermöglichen und finanzieren alternative Angebote für diese 
Gruppen, oftmals in enger Partnerschaft mit zivilgesellschaftlichen Organi-
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sationen (Delvino/Spencer 2019; Patuzzi 2020). Zum Teil wird die Unter-
stützung der Kommunen kaum publik gemacht, anderswo wird sie als Aus-
druck der Solidarität, des Schutzes der Menschenrechte oder als pragmati-
sche Reaktion zur Unterstützung sozioökonomischer Ziele gerechtfertigt 
(Spencer/Delvino 2019). Die COVID 19-Pandemie hat jüngst die Sorge um 
die öffentliche Gesundheit und die Maßnahmen zur Eindämmung des Virus, 
Fragen des Zugangs zur Gesundheitsversorgung, zu Tests und Impfungen, 
aber auch zur Ermittlung von Kontaktpersonen auf die Tagesordnung der 
Kommunen und anderer Gesundheitsdienstleister:innen gesetzt (Mallet/Del-
vino 2021).  

Im Rahmen des 2021 und 2022 durchgeführten Forschungsprojekts Local 
Responses to Precarious Migrants: Frames, Strategies and Evolving Prac-
tices in Europe (kurz: LoReMi) haben Teams der Hochschule Fulda, der 
Technischen Universität Wien und der University of Oxford lokale Antwor-
ten auf aufenthaltsrechtliche Prekarität untersucht. Anhand der Politikfelder 
Gesundheit, Bildung und Wohnen wurden Strategien und Maßnahmen in 
Cardiff, Frankfurt am Main und Wien analysiert. Ziel des Projekts war es zu 
erforschen, welche Ansätze die lokalen Behörden für diese Gruppe entwi-
ckeln, wie sie diese rahmen und rechtfertigen und mit welchen konkreten 
Maßnahmen sie diese umsetzen. Dabei wurde ein besonderer Fokus auf die 
Zusammenarbeit von kommunalen und zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen gelegt. Darüber hinaus wurden die rechtlichen, politischen und prakti-
schen Herausforderungen beleuchtet, die bei der Versorgung dieses Teils der 
lokalen Bevölkerung bestehen. Das Projekt wurde in allen drei Städten in 
Kooperation mit der jeweiligen Stadtverwaltung durchgeführt1. 

2. Aufenthaltsrechtliche Prekarität in Europa

Während in akademischen und gesellschaftspolitischen Diskursen zumeist 
von „irregulären“, „undokumentierten“ oder „illegalisierten“ Migrant:innen 
gesprochen wird, haben wir in diesem Forschungsprojekt das Konzept der 
aufenthaltsrechtlichen Prekarität entwickelt (Homberger et al. 2022). Hier-
durch wollen wir zum einen die Aufmerksamkeit auf die Auswirkungen len-
ken, die ein bestimmter rechtlicher Status auf die Lebensumstände eines 
Menschen hat, zum anderen sichtbar machen, dass die binäre Unterscheidung 
in regulär/irregulär oder legal/illegal verkürzt und problematisch ist. Denn 

1  Wir bedanken uns ganz herzlich bei Siân Sanders, Shams Asadi, Dr. Petra Tiarks-Jungk, 
Sarah Alexandra Lang, Lucy Grünberg und Kristina Ivanova für die produktive Zusam-
menarbeit. 
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auch ein regulärer Aufenthaltsstatus kann nur vorläufig sein oder Sozialleis-
tungen ausschließen. In der Praxis gibt es viele Wege in die aufenthaltsrecht-
liche Prekarität und der Status kann sich im Laufe der Zeit ändern (Goldring 
et al. 2009; Goldring/Landolt 2013). Ein aufenthaltsrechtlicher Status ist – 
insbesondere für Migrant:innen – keineswegs dauerhaft fixiert, sondern 
gleicht eher einem „Kontinuum von Grauzonen“ (Triandafyllidou/Bartolini 
2020: 13; Übers. d. Aut.), die von einer Vielzahl von Akteur:innen ständig 
(re-)produziert oder in Frage gestellt werden. Die Ausdifferenzierung und 
kontinuierliche politische Aushandlung von als legitim geltenden Aufent-
haltsgründen und die daraus resultierende Komplexität des Rechtsstatus ma-
chen eine klare generelle Unterscheidung zwischen regulären und irregulären 
Migrant:innen unmöglich (Menjívar 2006; Chauvin/Garcés-Mascareñas 
2014; Schweitzer 2017; Triandafyllidou/Bartolini 2020). In den Beiträgen 
verwenden wir synonym zum Be-griff „Menschen in aufenthaltsrechtlicher 
Prekarität“ auch die Begriffe „Migrant:innen mit prekärem Aufenthaltssta-
tus“ bzw. vereinfacht „prekäre Migrant:innen“. 

Für dieses Forschungsprojekt haben wir Menschen mit prekärem Aufent-
haltsstatus als Personen definiert, die keinen regulären Rechtsstatus haben 
oder vom Verlust eines solchen bedroht sind, weil dieser temporär oder an 
Bedingungen geknüpft ist, die sie nicht mehr erfüllen, und die daher von 
grundlegenden sozialen Rechten und vom Zugang zu sozialen Dienstleistun-
gen ausgeschlossen sind bzw. Gefahr laufen, diesen Zugang und diese Rechte 
zu verlieren. Dadurch berücksichtigen wir in unserer Studie eine Vielzahl 
von unterschiedlichen Ausprägungen migrantischer Prekarität. Einen hohen 
Anteil bilden die Personen, die in der Literatur wie auch in politischen Dis-
kursen als „irreguläre Migrant:innen“ bezeichnet werden. Douglas et al. 
(2019) definieren irreguläre Migrant:innen als Personen, „die aufgrund der 
unerlaubten Einreise, eines Verstoßes gegen eine Einreisebestimmung oder 
des Ablaufs ihres Visums keinen legalen Status in einem Transit- oder Gast-
land besitz[en]“ (a.a.O: 2; Übers. d. Aut.). Sie versuchen oft unerkannt zu 
bleiben und vermeiden den Kontakt mit den staatlichen Behörden (Tri-
andafyllidou/Bartolini 2020).  

Des Weiteren umfasst das Konzept auch diejenigen, die zwar eine befris-
tete Aufenthaltsgenehmigung besitzen, aber vom Verlust ihres Aufenthalts-
rechts bedroht sind. Dabei kann es sich um Personen handeln, die mit einem 
Tourist:innen-, Student:innen- oder befristeten Arbeitsvisum eingereist sind, 
aber gegen die Bedingungen des Visums verstoßen, indem sie die Aufent-
haltsdauer überschreiten, ihr Studium (nicht) beenden oder ihren Arbeitsplatz 
verlieren (Homberger et al. 2022).  

Darüber hinaus fassen wir auch Drittstaatsangehörige, die einen regulä-
ren Aufenthaltsstatus in einem anderen EU-Mitgliedstaat haben, als dem, in 
dem sie leben, als Migrant:innen mit prekärem Status, da sie keine bzw. nur 
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reduzierte und konditionale Ansprüche auf Sozialleistungen haben (Laf-
leur/Mescoli 2018).  

Die Rechte von abgelehnten Asylbewerber:innen und deren Zugang zu 
sozialen Leistungen werden im jeweiligen nationalen Kontext festgelegt. In 
Großbritannien ist ihr Anspruch auf soziale Leistungen stark limitiert. In 
Deutschland und Österreich verfügen abgelehnte Asylbewerber:innen formal 
bis zum Zeitpunkt ihrer Ausreise über einen Anspruch auf Gesundheitsver-
sorgung nach dem Asylbewerberleistungsgesetz bzw. dem Grundversor-
gungsgesetz und sind in vielen Bereichen den Asylbewerber:innen gleichge-
stellt. Aus zahlreichen Gründen können sie diese Stellung aber auch verlie-
ren.  

Schließlich hat eine weitere Gruppe von Personen mit prekärem Status in 
Europa in den letzten zwei Jahrzehnten an Bedeutung gewonnen: EU-Bür-
ger:innen ohne sozialrechtliche Ansprüche, die in einem EU-Land, dessen 
Staatsangehörigkeit sie nicht besitzen, oder im Vereinigten Königreich le-
ben. Obgleich EU-Bürger:innen innerhalb der EU Freizügigkeit genießen, 
dürfen sie sich nur dann länger als drei Monate in einem anderen EU-Land 
aufhalten, wenn sie ihre wirtschaftliche Unabhängigkeit nachweisen können. 
Sie haben in den ersten fünf Jahren des Aufenthalts nur unter bestimmten 
Bedingungen Anspruch auf Sozialleistungen. Der Versuch, Sozialleistungen 
zu beziehen, kann zur Überprüfung und zum Entzug der Freizügigkeit füh-
ren. Wer genau unter diese Definition fällt und wer welche Ansprüche und 
Zugänge zu sozialen Leistungen und Rechten hat, ist zudem je nach rechtli-
chen Rahmenbedingungen von Land zu Land unterschiedlich, wie wir in den 
einzelnen Kapiteln zu Cardiff, Frankfurt und Wien darstellen werden. Der 
prekäre Aufenthaltsstatus wirkt sich also direkt oder indirekt auf den Zugang 
zu Sozialleistungen und damit auf die Lebenssituation der Betroffenen aus.  

3. Auswahl der Städte

Cardiff, Frankfurt am Main und Wien eignen sich aus mehreren Gründen gut 
für eine vergleichend angelegte Studie zum lokalen Umgang mit aufenthalts-
rechtlicher Prekarität. Alle Städte sind von einer zunehmenden Diversität der 
Bevölkerung gekennzeichnet. Die Migrationsgeschichten und damit auch die 
jeweiligen Zusammensetzungen der Bevölkerungen sind jedoch u.a. auf-
grund der geographischen Lage, national spezifischer Migrationsregimes 
und über Generationen gewachsener Migrationsnetzwerke unterschiedlich.  

Cardiff hat als Hafenstadt eine lange Einwanderungsgeschichte. In den 
Vierteln rund um den Hafen siedelten sich seit dem 19. Jahrhundert Arbei-
ter:innen vor allem aus Afrika und der Karibik, aber auch aus Asien an. Im 
20. Jahrhundert kamen Arbeitsmigrant:innen aus den Philippinen und dem
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indischen Subkontinent sowie Fluchtmigrant:innen aus Kriegs- und Krisen-
gebieten auf der ganzen Welt hinzu (Runnymede Trust 2012).  

Frankfurt war als Handelsstadt seit dem Mittelalter eine Stadt der Zuwan-
derung. Im 20. Jahrhundert kamen viele Arbeitsmigrant:innen als „Gastar-
beiter:innen“ u.a. aus der Türkei und aus Italien. Auch hochqualifizierte 
Fachkräfte – vor allem aus der EU – leben und arbeiten in der „Global City“. 
Zudem war die Stadt immer auch Ankunftsort für Menschen auf der Flucht.  

Wiens Zuwanderungsgeschichte ist eng mit der Industrialisierung im 19. 
Jahrhundert verbunden. Arbeitskräfte kamen vor allem aus den böhmischen 
Ländern und aus Ungarn. Im 20. Jahrhundert ist neben der Fluchtmigration 
im Zusammenhang mit den beiden Weltkriegen insbesondere die Arbeits-
migration v.a. aus dem jugoslawischen Raum, der Türkei und Deutschland 
sowie die Fluchtmigration aufgrund der Kriege im Zuge des Zerfalls von Ju-
goslawien hervorzuheben. Alle drei Städte sind in der jüngeren Vergangen-
heit auch Ziel von Fluchtmigration aus dem globalen Süden und seit 2022 
auch aus der Ukraine.  

Jede der drei Städte hat angesichts der ausgeprägten Bevölkerungsvielfalt 
in den vergangenen Jahren aktiv eine eigenständige Diversitäts- und Inklusi-
onspolitik entwickelt. Dabei wurden je spezifische Leitbilder und Konzepte 
angewandt, die sich in unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen, Problem-
deutungen und Selbstverständnissen niederschlagen. Die entsprechenden Po-
litiken beziehen sich jedoch kaum explizit auf Migrant:innen in aufenthalts-
rechtlicher Prekarität.  

Cardiff hat seit 2014 den Status einer „City of Sanctuary“ und sieht sich 
als inklusiv für alle („welcoming to all“) – unter Bezugnahme auf die Ver-
pflichtung zum gemeinschaftlichen Zusammenhalt und zur Chancengleich-
heit. Explizit hervorgehoben wird dabei die Solidarität mit Personen auf der 
Flucht vor Gewalt oder Verfolgung (Cardiff City of Sanctuary 2014). 

Frankfurt am Main definiert sich als eine „Stadt der Vielfalt“. Mit dem 
2010 verabschiedeten Integrations- und Diversitätskonzept hat sich die Stadt 
zudem das Ziel gesetzt, „sicherzustellen, dass Menschen unterschiedlicher 
Herkunft, Religion und Weltanschauung sowie unterschiedlicher Biographie 
und Lebenssituation gleichwertige Möglichkeiten zur Teilhabe am öffentli-
chen Leben haben“ (Stadt Frankfurt am Main 2011: 58). Frankfurt ist die 
einzige der drei Städte, in der hervorgehoben wird, dass es „nicht weniger 
eine öffentliche Aufgabe [ist], aus Illegalität entstehende soziale Probleme 
abzumildern“ (a.a.O.: 78). Es gibt jedoch kein dezernatsübergreifendes Kon-
zept, wie die Stadt auf die Bedürfnisse von Personen mit prekärem Status 
eingehen soll.  

Wien ist seit 2014 eine „Menschenrechtsstadt“ mit einem inklusiven Leit-
bild. Die Stadt erklärt sich ausdrücklich zur „Hüterin und Verteidigerin der 
Menschenrechte“ und betont „die Geltung der Menschenrechte für alle Be-
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wohnerinnen und Bewohner – unabhängig von Staatsbürgerschaft und Auf-
enthaltsstatus“ (Stadt Wien 2014: 2). Sie bietet eine Vielzahl von Integrati-
onsprogrammen für Neuzugewanderte an, die allerdings in der Regel einen 
Aufenthaltstitel voraussetzen.  

In allen drei Städten sind Menschen mit prekärem Aufenthaltsstatus trotz 
Deklarationen der Inklusion von den meisten öffentlichen Leistungen und 
Angeboten der sozialen Grundsicherung ausgeschlossen. Dies, obwohl alle 
drei Stadtverwaltungen eng in Netzwerken und Bündnissen mit zivilgesell-
schaftlichen Initiativen und Organisationen zusammenarbeiten und überdies 
in nationalen und transnationalen Arbeitskreisen und Netzwerken zu lokalen 
Migrations- und Diversitätspolitiken (u.a. C-MISE, EUROCITIES, Europa-
rat, URBACT) aktiv sind.  

Neben ihrer Multikulturalität und den spezifischen Leitbildern im Um-
gang mit Zuwanderung liegt in ihren unterschiedlichen Größen und Verwal-
tungskapazitäten ein dritter interessanter Aspekt für den Vergleich. Cardiff 
hat knapp 370.000 Einwohner:innen (die Metropolregion umfasst etwa 1 
Mio Menschen), in Frankfurt am Main leben etwa 760.000 Menschen (Met-
ropolregion: ca. 5,8 Mio). In beiden Städten sind je etwa 14.000 Mitarbei-
ter:innen in der Stadtverwaltung beschäftigt. Wien hat knapp 2 Millionen 
Einwohner:innen und zählt etwa 70.000 Mitarbeiter:innen in der Stadtver-
waltung. Als Stadtstaat ist Wien überdies mit deutlich mehr Kompetenzen 
ausgestattet als die walisische Hauptstadt Cardiff oder Frankfurt.  

4. Forschungsfragen

Das Forschungsprojekt war strukturiert durch zwei aufeinander aufbauende 
deskriptive Leitfragen: 

(1) Welche konkreten Strategien und Maßnahmen werden in den ausgewähl-
ten Städten umgesetzt, um den Zugang zu sozialen Dienstleistungen für
prekäre Migrant:innen zu gewährleisten?

(2) Welche rechtlichen, administrativen und sonstigen Hindernisse stehen
der Verwirklichung sozialer Rechte für Menschen in aufenthaltsrechtli-
cher Prekarität in Cardiff, Frankfurt am Main und Wien entgegen?

Aus diesen beiden Fragen leiten sich drei Themen ab, die wir in den Fallstu-
dien und im Vergleich betrachten: erstens die Zuständigkeit und das Aufga-
benverständnis der Kommunen im politischen Mehrebenensystem; zweitens 
die Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Akteur:innen; drittens die 
konkreten, aus der aufenthaltsrechtlichen Prekarität resultierenden Problem-
lagen und Herausforderungen.  
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(1) Im europäischen Vergleich haben Kommunen unter-schiedliche Kompe-
tenzen und in der Folge divergierende Aufgaben und Befugnisse in der Be-
reitstellung von sozi-aler Infrastruktur. Es stellt sich die Frage, ob und wie
die Städte in diesem Rahmen einen Zugang zu Dienstleistun-gen schaffen,
ob und wie sie diesen Rahmen überschrei-ten und welche Konsequenzen das
hat (Potochnick et al. 2017; Schweitzer 2017; Doomernik/Ardon 2018; Cam-
pomori/Ambrosini 2020; Homberger et al. 2022).

Ein wichtiger Aspekt, der bisher noch nicht ausreichend analysiert wurde, 
sind die unterschiedlichen und manchmal sogar widersprüchlichen Politiken 
und Praktiken innerhalb einer Stadtverwaltung. Nur selten gibt es Kommu-
nen, die einen integrativen Ansatz gegenüber Personen mit prekärem Auf-
enthaltsstatus entwickeln bzw. implementieren. Städte wie Barcelona, Zürich 
und Utrecht, die versuchen, einen umfassenden Ansatz für die Inklusion aller 
Einwohner:innen in kommunale Dienstleistungen unabhängig vom rechtli-
chen Status zu verfolgen, sind eine Ausnahme (Kaufmann/Strebel 2020; 
Spencer/Delvino 2019). In Ermangelung übergreifender Strategien und Poli-
tiken prägen hingegen meist fachpolitische und handlungsfeldspezifische 
Ansätze das Verhältnis der Städte zu den Migrant:innen mit prekärem Auf-
enthaltsstatus. Inwieweit sich daraus uneinheitliche und widersprüchliche 
Praxen innerhalb einer Stadtverwaltung oder sogar innerhalb einer Behörde 
ergeben, war daher in den Fallstudien insbesondere anhand der Handlungs-
felder Bildung, Gesundheit und Wohnen in den Blick zu nehmen, weil diese 
für die Alltagsbewältigung von hoher Relevanz sind. Wir rekonstruieren, ob 
und wie die Städte in diesen Bereichen Zugänge zu Dienstleistungen ermög-
lichen, wie sie ihre Strategien begründen und wie diese Maßnahmen in über-
greifende Politikmuster eingebettet sind.  

(2) Darüber hinaus beschäftigte uns die Frage, in welchen Bereichen zivilge-
sellschaftliche Akteur:innen, insbesondere Wohlfahrtsverbände, NGOs,
Freiwillige, Aktivist:innen, und selbstorganisierte Migrant:innenorganisatio-
nen eine wichtige Rolle einnehmen. Wieweit agieren sie als Dienstleister:in-
nen und Vermittler:innen, weil sich Migrant:innen mit prekärem Status nicht
an öffentliche Einrichtungen wenden? Die Vermittlungsbemühungen der zi-
vilgesellschaftlichen Akteur:innen können als eine Form der Beziehungsar-
beit und der Fürsorgearbeit verstanden werden, die weitgehend unsichtbar
bleibt, aber für die Schaffung einer „Infrastruktur der Solidarität“ von zent-
raler Bedeutung ist (Schilliger 2020). Dem breiten Spektrum an zivilgesell-
schaftlichen Organisationen entsprechend sind diese Infrastrukturen keines-
wegs einheitlich, sondern von Vielfalt geprägt. Auch die damit einhergehen-
den Herausforderungen waren in unserer Forschung von Interesse.

Da sowohl staatliche als auch nichtstaatliche Akteur:innen Leistungen für 
prekäre Migrant:innen anbieten, sind mehrere Akteur:innen in verschiedenen 
Institutionen bis hin zu lose organisierten zivilgesellschaftlichen Zusammen-
hängen an der Umsetzung der Politik beteiligt (Ataç 2023). Wovon hängt das 
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Ausmaß ab, in dem sich die Wohlfahrtsverbände und NGOs in der Bereit-
stellung von Dienstleistungen für prekäre Migrant:innen engagieren? Wie ist 
es um Finanzierung, Beauftragung, Informationsfluss, Fachwissen sowie um 
Zusammenarbeit bei Problemdeutung, Leistungsdefinition und Umsetzung 
bestellt? Die Analyse dieser Arrangements stellt einen Kernbereich unserer 
Untersuchung dar.  

(3) In der Gestaltung des Zugangs zu sozialer Infrastruktur und Dienstleis-
tungen ist die Definition von Anspruchsberechtigung und Bedürftigkeit zent-
ral. Die Kategorisierungen wirken aus- und einschließend. Sie finden nicht
nur in rechtsetzenden Gremien und seitens der rechtsanwendenden Organe
statt, sondern auch im Rahmen der Leistungserbringung. Kriterien können
sich auf Bedarfe und auf Vulnerabilität beziehen wie gesundheitliche Beein-
trächtigungen, Sprachkenntnisse oder Wohnungsnot. Überlagert werden
diese Aspekte von aufenthaltsrechtlichen Kategorisierungen, was zu einem
differenzierten und fragmentierten Zugang zu sozialen Leistungen führt
(Morris 2003; Goldring/Landolt 2013; Mezzadra/Neilson 2013; Schweitzer
2022). Die Überlagerung von sozial- und aufenthaltsrechtlicher Kategorisie-
rung und Grenzarbeit bildet den dritten Fokus unserer Studie. Wir untersu-
chen, wie aufenthalts- und sozialrechtliche Prekarität (re-)produziert und in-
frage gestellt wird (siehe dazu den Beitrag von Kirchhoff und Homberger in
diesem Band). Die Hierarchisierung im Zugang zu sozialen Rechten (Butler
2010; Lorey 2015: 35) erfolgt auf verschiedenen Ebenen einerseits durch ex-
plizite gesetzliche Ein- und Ausschlüsse, andererseits durch die Implemen-
tierung dieser Gesetze, bei der es stets Interpretations- und Ermessensspiel-
räume gibt. Diese Spielräume haben nicht nur Vertreter:innen von Behörden
und Mitarbeiter:innen im Bereich der Verwaltung staatlicher Leistungen,
sondern auch das Personal in Gesundheitseinrichtungen und Sozialarbei-
ter:innen zum Beispiel in Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe oder in Be-
ratungsstellen. Sie alle nehmen Kategorisierungen vor und entscheiden über
den Anspruch auf oder den Zugang zu Leistungen (Yuval-Davis et al. 2019;
Schweitzer 2022). In der wissenschaftlichen Debatte werden sie auch als
street-level bureaucrats bezeichnet. Lipsky (1980), der den Begriff geprägt
hat, versteht sie als institutionelle Gatekeeper, die durch alltägliche Entschei-
dungen Zugänge zu Dienstleistungen ebenso öffnen wie verschließen können 
(siehe hierzu auch Bendixsen 2018). Street-level bureaucrats beeinflussen
durch ihre Praktiken die konkrete Implementierung abstrakter Politiken und
Gesetze, die je nach Einstellung mit den Zielen der Gesetzgebung überein-
stimmen, offiziellen Politiken aber auch subversiv entgegenlaufen können
(Van der Leun 2006; Ambrosini 2013; Schweitzer 2022). In der Studie
nimmt die Perspektive der street-level bureaucrats einen bedeutenden Platz
ein, weil ihr Handeln und ihre Einstellungen am unmittelbarsten die Praxis
der Stadt gegenüber den Migrant:innen mit prekärem Aufenthaltsstatus be-
stimmen.
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Unser Blick geht jedoch über die Problemdeutungen in Behörden, in der Ver-
waltung des Wohlfahrtsstaates und in sozialen Einrichtungen hinaus und be-
rücksichtigt auch die Perspektive von Menschen in aufenthaltsrechtlicher 
Prekarität selbst. Sie finden aus vielerlei Gründen Unterstützung und Rat zu-
nächst über persönliche Kontakte und informelle Netzwerke und suchen of-
fizielle soziale Angebote oft erst in Notfällen auf. Von Interesse war, wie 
sich ihre sozialen Kontakte und Netzwerke in den Städten, aber auch ihre 
Vorerfahrungen mit Rassismus und Gewalt sowie die Verinnerlichung von 
Unsicherheit und Angst auf die Inanspruchnahme von Unterstützungsleis-
tungen auswirken (Lafazani 2021).  

5. Forschungsansatz und Methoden

Das Forschungsprojekt verfolgte einen transdisziplinären Ansatz. Die Wis-
senschaftler:innen waren dabei für die Erhebung und Auswertung der Daten 
zuständig, während sich die Kooperationspartner:innen aktiv an Workshops 
und Runden Tischen beteiligten und vor allem auch beim Zugang zu Ak-
teur:innen und Informationen unterstützten. Durch sie angeregt, bekundeten 
die Verwaltungen auch ihr Interesse, die Studie und den Austausch zwischen 
den Städten zur Weiterentwicklung ihrer Maßnahmen zu nutzen.  

Den Einstieg in die Forschung bildete jeweils eine Hintergrundrecherche 
zu den nationalen rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen, zum 
Aufgabenbereich, zur Struktur und zum Ansatz der jeweiligen Stadt in Bezug 
auf Einwohner:innen mit prekärem Aufenthaltsstatus. Das Herzstück der Da-
tenerhebung waren qualitative leitfadengestützte Interviews, die zwischen 
Oktober 2021 und April 2022 durchgeführt wurden. In jeder Stadt trafen wir 
ca. 20 bis 30 Mitarbeiter:innen verschiedener Ämter der Stadtverwaltung und 
zivilgesellschaftlicher Einrichtungen, insbesondere NGOs und migrantische 
Selbstorganisationen, sowie Personen mit prekärem Aufenthaltsstatus2. Die 
Datenauswertung erfolgte durch die für die jeweilige Fallstudie verantwort-
lichen Wissenschaftler:innen. Zuvor wurden relevante Themenfelder von al-
len drei Teams gemeinsam identifiziert, um die Vergleichbarkeit der drei 
Städte zu gewährleisten. Jedes Team analysierte die Interviews aus der je-
weiligen Stadt anhand der vereinbarten Codes, um die für die einzelnen The-
men relevanten Abschnitte und Aussagen zu identifizieren und für die spä-
tere vergleichende Analyse abrufbar zu machen. Zugleich war es uns ein An-
liegen, in der Auswertung einerseits die unterschiedlichen Kontexte der drei 

2  Eine anonymisierte Liste aller im LoReMi-Projekt geführten Interviews und stakeholder 
events findet sich im Anhang am Ende dieses Bandes. 
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Städte zu berücksichtigen und andererseits Raum für Erkenntnisse, Rahmun-
gen und Perspektiven zuzulassen, die nicht im Vorfeld antizipiert wurden. 
Zu diesem Zweck hatten die Städteteams die Möglichkeit, induktiv zu codie-
ren. Um die thematische Konsistenz zwischen den Standorten zu gewährleis-
ten, wurden die Ergebnisse gemeinsam diskutiert und analysiert, was einen 
Überblick über die Ergebnisse der einzelnen Teams und den Bezug zu den 
Forschungsfragen ermöglichte. Die hybride Methode der Verknüpfung von 
induktivem und deduktivem Codieren erlaubte es uns, uns auf die festgeleg-
ten Fragestellungen zu konzentrieren und gleichzeitig den einzigartigen Kon-
text und die besonderen Herausforderungen an den einzelnen Standorten zu 
verstehen. 

Zusätzlich zu den Interviews wurden in jeder Stadt drei Runde Tische mit 
lokalen Stakeholdern (Mitarbeiter:innen verschiedener Ämter der Stadtver-
waltung und zivilgesellschaftlicher Einrichtungen) veranstaltet. Ein erster 
Runder Tisch fand vor Beginn der Feldforschung statt, um die Studie vorzu-
stellen und die ersten Inputs zum Thema im Rahmen einer offenen Diskussi-
onsrunde zu sammeln. Dies diente der ersten Sondierung des Feldes sowie 
der Identifikation von Interviewpartner:innen. Im Rahmen eines zweiten 
Runden Tisches wurden nach Abschluss der Erhebungsphase die ersten Er-
kenntnisse und offene Fragen diskutiert. Auf dieser Grundlage wurden die 
Fallstudienberichte geschrieben. Die Stadtberichte wurden in einem dritten 
Treffen zum Zweck des Wissenstransfers vorgestellt. Hieran nahmen jeweils 
zwischen 30 und 45 Personen teil, darunter die lokalen Stakeholder sowie 
weitere Wissenschaftler:innen und Praktiker:innen aus Deutschland, Öster-
reich, UK, den Niederlanden und der Schweiz. Sie alle wurden eingeladen, 
die Forschungsergebnisse zu kommentieren. 

Die Ergebnisse der vergleichenden Forschung wurden im Rahmen einer 
internationalen Abschlusskonferenz mit rund 40 Wissenschaftler:innen, Lo-
kalpolitiker:innen, Verwaltungsangestellten und NGO-Mitarbeiter:innen so-
wie einem Mitglied der Europäischen Kommission im September 2022 in 
Frankfurt am Main diskutiert. Der Wissensaustausch diente dazu, die trans-
nationale Vernetzung zu stärken, um künftige Praxis zu informieren und zu 
verbessern. Im Anschluss hieran erfolgte eine Überarbeitung des verglei-
chenden Berichts. Schließlich wurden auf Grundlage der Stadtberichte, des 
vergleichenden Berichts sowie der Diskussionen zehn Handlungsempfehlun-
gen (Policy Brief) formuliert, die sich insbesondere an kommunale Entschei-
dungsträger:innen richten (vgl. Bastick et al. 2022). Für das vorliegende 
Buch wurden die Berichte grundlegend überarbeitet.  

Die Ergebnisse werden im Folgenden in Form von drei Fallstudien und 
zwei vergleichend auswertenden Kapiteln präsentiert. Die Beiträge zu Frank-
furt am Main, Wien und Cardiff arbeiten jeweils die Besonderheiten einer 
Stadt heraus. Der darauf folgende Vergleich der drei Städte blickt auf die 
variierenden Strategien und zeigt ähnliche Muster wie auch Unterschiede 
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und verbleibende Herausforderungen auf. Abschließend betrachten wir die 
aus den ambivalenten Regelungen resultierende Prekarität und die Umgangs-
weisen der betroffenen Personen damit in Wien und Frankfurt am Main. 
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